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D�sseldorfer Tabelle1
Stand: 1. Juli 2003

A. Kindesunterhalt

Nettoeinkommen
des Barunter-
haltspflichtigen
(Anm. 3, 4)

Altersstufen in Jahren
(vgl. § 1612 a Abs. 3 BGB)

Vomhundert-
satz

Bedarfs-
kontrollbetrag
(Anm. 6)0–5 6–11 12–17 ab 18

Alle Betr�ge in Euro

1. bis 1.300 199 241 284 327 100 730/840

2. 1.300–1.500 213 258 304 350 107 900

3. 1.500–1.700 227 275 324 373 114 950

4. 1.700–1.900 241 292 344 396 121 1.000

5. 1.900–2.100 255 309 364 419 128 1.050

6. 2.100–2.300 269 326 384 442 135 1.100

7. 2.300–2.500 283 343 404 465 142 1.150

8. 2.500–2.800 299 362 426 491 150 1.200

9. 2.800–3.200 319 386 455 524 160 1.300

10. 3.200–3.600 339 410 483 556 170 1.400

11. 3.600–4.000 359 434 512 589 180 1.500

12. 4.000–4.400 379 458 540 622 190 1.600

13. 4.400–4.800 398 482 568 654 200 1.700

�ber 4.800 nach den Umst�nden des Falles
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Anmerkungen:

1. Die Tabelle hat keine Gesetzeskraft, sondern stellt
eine Richtlinie dar. Sie weist monatliche Unter-
haltsrichts�tze aus, bezogen auf einen gegen�ber
einem Ehegatten und zwei Kindern Unterhalts-
pflichtigen.

Bei einer gr�ßeren/geringeren Anzahl Unterhalts-
berechtigter sind Ab- oder Zuschl�ge durch Ein-
stufung in niedrigere/h�here Gruppen angemessen.
Anmerkung 6 ist zu beachten. Zur Deckung
des notwendigen Mindestbedarfs aller Beteiligten
– einschließlich des Ehegatten – ist ggf. eine He-
rabstufung bis in die unterste Tabellengruppe vor-
zunehmen. Reicht das verf�gbare Einkommen auch
dann nicht aus, erfolgt eine Mangelberechnung
nach Abschnitt C.

2. Die Richts�tze der 1. Einkommensgruppe entspre-
chen dem Regelbetrag in Euro nach der Regelbe-
trag-VO West in der ab 1.7.2003 geltenden Fas-
sung. Der Vomhundertsatz dr�ckt die Steigerung
des Richtsatzes der jeweiligen Einkommensgruppe
gegen�ber dem Regelbetrag (= 1. Einkommens-
gruppe) aus. Die durch Multiplikation des Regel-

betrages mit dem Vomhundertsatz errechneten
Richts�tze sind entsprechend § 1612 a Abs. 2
BGB aufgerundet.

3. Berufsbedingte Aufwendungen, die sich von den
privaten Lebenshaltungskosten nach objektiven
Merkmalen eindeutig abgrenzen lassen, sind vom
Einkommen abzuziehen, wobei bei entsprechenden
Anhaltspunkten eine Pauschale von 5 % des Netto-
einkommens – mindestens 50 EUR, bei geringf�-
giger Teilzeitarbeit auch weniger, und h�chstens
150 EUR monatlich – gesch�tzt werden kann.
�bersteigen die berufsbedingten Aufwendungen
die Pauschale, sind sie insgesamt nachzuweisen.

4. Ber�cksichtigungsf�hige Schulden sind in der Re-
gel vom Einkommen abzuziehen.

5. Der notwendige Eigenbedarf (Selbstbehalt)

– gegen�ber minderj�hrigen unverheirateten Kin-
dern,

– gegen�ber vollj�hrigen unverheirateten Kindern
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, die im
Haushalt der Eltern oder eines Elternteils leben
und sich in der allgemeinen Schulausbildung
befinden,

1) Die neue Tabelle nebst Anmerkungen beruht auf Koordinierungsgespr�chen, die zwischen Richtern der Familiensenate der Oberlandesgerichte D�sseldorf, K�ln und

Hamm sowie der Unterhalskommission des Deutschen Familiengerichtstages e.V. unter Ber�cksichtigung des Ergebnisses einer Umfrage bei allen Oberlandesgerichten

stattgefunden haben.



betr�gt beim nicht erwerbst�tigen Unterhaltspflich-
tigen monatlich 730 EUR, beim erwerbst�tigen Un-
terhaltspflichtigen monatlich 840 EUR. Hierin sind
bis 360 EUR f�r Unterkunft einschließlich umlage-
f�higer Nebenkosten und Heizung (Warmmiete)
enthalten. Der Selbstbehalt kann angemessen er-
h�ht werden, wenn dieser Betrag im Einzelfall er-
heblich �berschritten wird und dies nicht vermeid-
bar ist.

Der angemessene Eigenbedarf, insbesondere ge-
gen�ber anderen vollj�hrigen Kindern, betr�gt in
der Regel mindestens monatlich 1.000 EUR. Darin
ist eine Warmmiete bis 440 EUR enthalten.

6. Der Bedarfskontrollbetrag des Unterhaltspflichti-
gen ab Gruppe 2 ist nicht identisch mit dem Eigen-
bedarf. Er soll eine ausgewogene Verteilung des
Einkommens zwischen dem Unterhaltspflichtigen
und den unterhaltsberechtigten Kindern gew�hr-
leisten. Wird er unter Ber�cksichtigung auch des
Ehegattenunterhalts (vgl. auch B V und VI) unter-
schritten, ist der Tabellenbetrag der n�chst niedri-
geren Gruppe, deren Bedarfskontrollbetrag nicht
unterschritten wird, anzusetzen.

7. Bei vollj�hrigen Kindern, die noch im Haushalt der
Eltern oder eines Elternteils wohnen, bemisst sich
der Unterhalt nach der 4. Altersstufe der Tabelle.

Der angemessene Gesamtunterhaltsbedarf eines
Studierenden, der nicht bei seinen Eltern oder ei-
nem Elternteil wohnt, betr�gt in der Regel monat-
lich 600 EUR. Dieser Bedarfssatz kann auch f�r ein
Kind mit eigenem Haushalt angesetzt werden.

8. Die Ausbildungsverg�tung eines in der Berufsaus-
bildung stehenden Kindes, das im Haushalt der
Eltern oder eines Elternteils wohnt, ist vor ihrer
Anrechnung in der Regel um einen ausbildungsbe-
dingten Mehrbedarf von monatlich 85 EUR zu k�r-
zen.

9. In den Unterhaltsbetr�gen (Anmerkungen 1 und 7)
sind Beitr�ge zur Kranken- und Pflegeversicherung
nicht enthalten.

10. Das auf das jeweilige Kind entfallende Kindergeld
ist nach § 1612 b Abs. 1 BGB grunds�tzlich zur
H�lfte auf den Tabellenunterhalt anzurechnen.
Die Anrechnung des Kindergeldes unterbleibt, so-
weit der Unterhaltspflichtige außerstande ist, Un-
terhalt i.H.v. 135 % des Regelbetrages (vgl. Ab-
schnitt A Anm. 2) zu leisten, soweit das Kind also
nicht wenigstens den Richtsatz der 6. Einkom-
mensgruppe abz�glich des h�lftigen Kindergeldes
erh�lt (§ 1612 b Abs. 5 BGB).

Das bis zur Einkommensgruppe 6 anzurechnende
Kindergeld kann nach folgender Formel berechnet
werden: Anrechnungsbetrag = 1/2 des Kindergel-
des + Richtsatz der jeweiligen Einkommensgruppe
– Richtsatz der 6. Einkommensgruppe (135 % des

Regelbetrages). Bei einem Negativsaldo entf�llt die
Anrechnung. Die Einzelheiten ergeben sich aus der
Anlage zu dieser Tabelle.

B. Ehegattenunterhalt

I. Monatliche Unterhaltsrichts�tze des berechtigten
Ehegatten ohne unterhaltsberechtigte Kinder
(§§ 1361, 1569, 1578, 1581 BGB):

1. gegen einen erwerbst�tigen Unterhaltspflichtigen:

a) wenn der Berechtigte kein Einkommen hat:
3/7 des anrechenbaren Erwerbseinkommens zu-
z�glich 1/2 der anrechenbaren sonstigen Ein-
k�nfte des Pflichtigen, nach oben begrenzt
durch den vollen Unterhalt, gemessen an den
zu ber�cksichtigenden ehelichen Verh�ltnissen;

b) wenn der Berechtigte ebenfalls Einkommen hat:

3/7 der Differenz zwischen den anrechenbaren
Erwerbseinkommen der Ehegatten, insgesamt
begrenzt durch den vollen ehelichen Bedarf;
f�r sonstige anrechenbare Eink�nfte gilt der
Halbteilungsgrundsatz;

c) wenn der Berechtigte erwerbst�tig ist, obwohl
ihn keine Erwerbsobliegenheit trifft:
gem. § 1577 Abs. 2 BGB;

2. gegen einen nicht erwerbst�tigen Unterhaltspflich-
tigen (z.B. Rentner):
wie zu 1 a, b oder c, jedoch 50 %.

II. Fortgeltung fr�heren Rechts:

1. Monatliche Unterhaltsrichts�tze des nach dem Ehe-
gesetz berechtigten Ehegatten ohne unterhaltsbe-
rechtigte Kinder:

a) §§ 58, 59 EheG:
in der Regel wie I,

b) § 60 EheG:
in der Regel 1/2 des Unterhalts zu I,

c) § 61 EheG:
nach Billigkeit bis zu den S�tzen I.

2. Bei Ehegatten, die vor dem 3.10.1990 in der fr�-
heren DDR geschieden worden sind, ist das DDR-
FGB i.V.m. dem Einigungsvertrag zu ber�cksich-
tigen (Art. 234 § 5 EGBGB).

III. Monatliche Unterhaltsrichts�tze des berechtigten
Ehegatten, wenn die ehelichen Lebensverh�ltnisse
durch Unterhaltspflichten gegen�ber Kindern ge-
pr�gt werden:

Wie zu I bzw. II 1, jedoch wird grunds�tzlich der
Kindesunterhalt (Tabellenbetrag ohne Abzug von
Kindergeld) vorab vom Nettoeinkommen abgezo-
gen. F�hrt dies zu einem Missverh�ltnis zwischen
Kindes- und Ehegattenunterhalt, ist der Ehegatten-
unterhalt nach den Grunds�tzen der Entscheidung
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des Bundesgerichtshofs vom 22.1.2003 (FamRZ
2003, 363ff.) zu ermitteln.

IV. Monatlicher notwendiger Eigenbedarf (Selbstbe-
halt) gegen�ber dem getrennt lebenden und dem
geschiedenen Berechtigten:

1. wenn der Unterhaltspflichtige
erwerbst�tig ist: 840 EUR,

2. wenn der Unterhaltspflichtige
nicht erwerbst�tig ist: 730 EUR.

Dem geschiedenen Unterhaltspflichtigen ist nach Maß-
gabe des § 1581 BGB u.U. ein h�herer Betrag zu
belassen.

V. Monatlicher notwendiger Eigenbedarf (Existenz-
minimum) des unterhaltsberechtigten Ehegatten
einschließlich des trennungsbedingten Mehrbe-
darfs in der Regel:

1. falls erwerbst�tig: 840 EUR,
2. falls nicht erwerbst�tig: 730 EUR.

VI. Monatlicher notwendiger Eigenbedarf (Existenz-
minimum) des Ehegatten, der in einem gemeinsa-
men Haushalt mit dem Unterhaltspflichtigen lebt:

1. falls erwerbst�tig: 615 EUR,
2. falls nicht erwerbst�tig: 535 EUR.

Anmerkung zu I–III:

Hinsichtlich berufsbedingter Aufwendungen und be-
r�cksichtigungsf�higer Schulden gelten Anmerkungen
A. 3 und 4 – auch f�r den erwerbst�tigen Unterhalts-
berechtigten – entsprechend. Diejenigen berufsbeding-
ten Aufwendungen, die sich nicht nach objektiven
Merkmalen eindeutig von den privaten Lebenshal-
tungskosten abgrenzen lassen, sind pauschal im Er-
werbst�tigenbonus von 1/7 enthalten.

C. Mangelf�lle
Reicht das Einkommen zur Deckung des Bedarfs des
Unterhaltspflichtigen und der gleichrangigen Unter-
haltsberechtigten nicht aus (sog. Mangelf�lle), ist die
nach Abzug des notwendigen Eigenbedarfs (Selbst-
behalts) des Unterhaltspflichtigen verbleibende Vertei-
lungsmasse auf die Unterhaltsberechtigten im Verh�lt-
nis ihrer jeweiligen Einsatzbetr�ge gleichm�ßig zu ver-
teilen.

Der Einsatzbetrag f�r den Kindesunterhalt entspricht
dem Existenzminimum. Dies ist zurzeit der Tabellen-
betrag der 6. Einkommensgruppe gem�ß § 1612b
Abs. 5 BGB.

Der Einsatzbetrag f�r den Ehegattenunterhalt wird
ebenfalls mit dem Existenzminimum angesetzt. Dies
entspricht bei getrennt lebenden oder geschiedenen

Ehegatten dem notwendigen Eigenbedarf gem�ß B V
der D�sseldorfer Tabelle und bei dem mit dem Unter-
haltspflichtigen zusammenlebenden Ehegatten dem
Selbstbehalt gem�ß B VI der D�sseldorfer Tabelle.

Das im Rahmen der Mangelfallberechnung gefundene
Ergebnis ist zu korrigieren, wenn die errechneten Be-
tr�ge �ber den ohne Mangelfall ermittelten Betr�gen
liegen (BGH Urteil vom 22.1.2003 FamRZ 2003,
363 ff.).

Beispiel:
Bereinigtes Nettoeinkommen des Unterhaltspflichti-
gen (M): 1.300 EUR. Unterhalt f�r zwei unterhaltsbe-
rechtigte Kinder im Alter von 7 Jahren (K1) und 5
Jahren (K2), die bei der ebenfalls unterhaltsberechtig-
ten geschiedenen nicht erwerbst�tigen Ehefrau und
Mutter (F) leben. F bezieht das Kindergeld.

Notwendiger Eigenbedarf des M: 840 EUR,
Verteilungsmasse:
1.300 EUR – 840 EUR = 460 EUR,
Notwendiger Gesamtbedarf der Unterhalts-
berechtigten:
326 EUR (K 1) + 269 EUR (K 2)
+ 730 EUR (F) = 1.325 EUR.

Unterhalt:
K 1: 326 6 460 : 1.325 = 113,18 EUR
K 2: 269 6 460 : 1.325 = 93,39 EUR
F : 730 6 460 : 1.325 = 253,43 EUR.

Eine Korrektur dieser Betr�ge ist nicht veranlasst.

Kindergeld wird nicht angerechnet (§ 1612 b Abs. 5
BGB).

D. Verwandtenunterhalt und Unterhalt nach
§ 1615 l BGB

1. Angemessener Selbstbehalt gegen�ber den Eltern:
mindestens monatlich 1.250 EUR (einschließlich
440 EUR Warmmiete) zuz�glich der H�lfte des
dar�ber hinausgehenden Einkommens. Der ange-
messene Unterhalt des mit dem Unterhaltspflichti-
gen zusammenlebenden Ehegatten bemisst sich
nach den ehelichen Lebensverh�ltnissen (Halbtei-
lungsgrundsatz), betr�gt jedoch mindestens
950 EUR (einschließlich 330 EUR Warmmiete).

2. Bedarf der Mutter und des Vaters eines nichtehe-
lichen Kindes (§ 1615 l Abs. 1, 2, 5 BGB): Nach
der Lebensstellung des betreuenden Elternteils, in
der Regel mindestens 730 EUR, bei Erwerbst�tig-
keit 840 EUR.
Angemessener Selbstbehalt gegen�ber der Mutter
und dem Vater eines nichtehelichen Kindes
(§§ 1615 l Abs. 3 Satz 1, 5, 1603 Abs. 1 BGB):
mindestens monatlich 1.000 EUR.
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Anlage zu Teil A Anmerkung 10 der D�SSELDORFER TABELLE, Stand: 1.7.2003

Kindergeldanrechnung nach § 1612 b Abs. 5 BGB

1) Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 1. bis 3. Kind von je 77 EUR

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 199 – 7 = 192 241 – 0 = 241 284 – 0 = 284

2 = 107 % 213 – 21 = 192 258 – 9 = 249 304 – 0 = 304

3 = 114 % 227 – 35 = 192 275 – 26 = 249 324 – 17 = 307

4 = 121 % 241 – 49 = 192 292 – 43 = 249 344 – 37 = 307

5 = 128 % 255 – 63 = 192 309 – 60 = 249 364 – 57 = 307

6 = 135 % 269 – 77 = 192 326 – 77 = 249 384 – 77 = 307

2) Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 4. Kind und jedes weitere Kind von je 89,50 EUR

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 199 – 19,50 = 179,50 241 – 4,50 = 236,50 284 – 0 = 284

2 = 107 % 213 – 33,50 = 179,50 258 – 21,50 = 236,50 304 – 9,50 = 294,50

3 = 114 % 227 – 47,50 = 179,50 275 – 38,50 = 236,50 324 – 29,50 = 294,50

4 = 121 % 241 – 61,50 = 179,50 292 – 55,50 = 236,50 344 – 49,50 = 294,50

5 = 128 % 255 – 75,50 = 179,50 309 – 72,50 = 236,50 364 – 69,50 = 294,50

6 = 135 % 269 – 89,50 = 179,50 326 – 89,50 = 236,50 384 – 89,50 = 294,50

Das anzurechnende Kindergeld kann auch nach folgender Formel berechnet werden:

Anrechnungsbetrag = 1/2 des Kindergeldes + Richtsatz der jeweiligen Einkommensgruppe – Richtsatz der
6. Einkommensgruppe (135 % des Regelbetrages). Bei einem Negativsaldo entf�llt die Anrechnung.

Ab Einkommensgruppe 6 wird stets das Kindergeld zur H�lfte auf den sich aus der Tabelle ergebenden Unterhalt
angerechnet (§ 1612 b Abs. 1 BGB).

Unterhaltsrechtliche Leitlinien der Familiensenate des Saarl�ndischen OLG

Stand: 1.7.2003

Als Ergebnis einer gemeinsamen Besprechung der Senate f�r Familiensachen bei dem Saarl�ndischen Ober-
landesgericht ist mitzuteilen, dass beide Senate die ab 1.7.2003 geltende D�sseldorfer Tabelle in der bisherigen
Weise als Orientierungshilfe benutzen werden.

Der Selbstbehalt des Unterhaltsverpflichteten betr�gt

1. gegen�ber minderj�hrigen Kindern und Ehegatten, die zusammen mit diesen berechtigt sind, sowie gegen�ber
vollj�hrigen unverheirateten Kindern bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, die im Haushalt der Eltern oder
eines Elternteils leben und sich in der allgemeinen Schulausbildung befinden,
a) f�r Berufst�tige 840 e

b) f�r Nichtberufst�tige 730 e

2. gegen�ber anderen vollj�hrigen Kindern generell 1.000 e

3. wenn nur der Ehegatte unterhaltsberechtigt ist, generell 895 e

4. gegen�ber Eltern mindestens 1.250 e

5. gegen�ber der Mutter und dem Vater eines nichtehelichen Kindes
(§§ 1615 l Abs. 3 Satz 1, 5, 1603 Abs. 1 BGB) mindestens 1.000 e




